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Hinderniſſe der Bodencultur in Beſterreich ). 


a Drei in den Beſttzverhaltniſſen liegende Uebelſtände ſind es, 
welche derzeit noch den Aufſchwung der Bodencultur in den öſter⸗ 
reichiſchen Ländern weſentlich erſchweren, in einzelnen Ländern oder 
Bezirken aber demſelben geradezu unüberſteigliche Hinderniſſe entge⸗ 
genſtellen. i 

Dieſe Uebelſtände find: 

1. die Zerſplitterung des zu einer Wirthſchaft gehörigen Grundbe⸗ 
ſitzes in zahlreiche zerſtreute Parcellen mit unwirthſchaftlicher 
Lage und Form (Gemenglage des Grundbeſitzes); 

2. die ungeregelte oder unwirthſchaftliche Benützung der Gemein⸗ 
gründe zur gemeinſchaftlichen Holzung, zur Weide und zum 
9 (ungeregelte gemeinſchaftliche Beſitz⸗ und Benützungs⸗ 
rechte); 

3. die auf fremden Grundſtücken derzeit noch haftenden Holzungs⸗ 

Weide⸗ und Streubezugsrechte (Wald⸗ und Weide ⸗Servituten). 

N Zu dieſen drei Uebelſtänden geſellt ſich noch ein vierter welcher 
zwar nicht in den Beſitzverhältniffen ſelbſt liegt, aber die Folge der 
erſteren oder eines derſelben, insbeſondere Folge der Gemenglage iſt, 
nämlich der Mangel oder die unzweckmäßige Beſchaffenheit der zur 
wirthſchaftlichen Benützung der Grundſtücke nothwendigen gemeinſchaft⸗ 
lichen Einrichtungen in der Feldmark, namentlich der Feldwege und 
Waſſeranlagen. f 

Nicht bloß in den einzelnen öſterreichiſchen Ländern, wenn man 
Land mit Land vergleicht, ſondern auch in jedem Lande wieder in den 


*) Aus: Karl Peyrer, „Zuſammenlegung der Grundftücke, Regelung der Ger 


| 
meingründe und Ablöſung der Forſtſervituten in. Oeſterreich und Deutschland“. Wien, 


1873, Hof⸗ und Staaksdruckerei. 


einzelnen Bezirken und in dieſen ſelbſt oft in den einzelnen Gemein⸗ 


den oder Ortſchaften zeigt ſich in Bezug auf das Vorkommen dieſer 
Uebelſtände — mehr in quantitativer als in qualitativer Beziehung 
— eine große Verſchiedenheit. In einzelnen Ländern und bei einzelnen 
Gemeinden oder Ortſchaften kommen alle drei zuerſt genannten Uebel⸗ 
ſtände, oder wenigſtens zwei derſelben gleichzeitig vor, in anderen oft 


nur der eine oder der andere, dem ſich regelmäßig noch der obener⸗ 


wähnte vierte Uebelſtand beigeſellt. 

Die Gemenglage des Grundbeſitzes iſt ein allen öſter⸗ 
reichiſchen Läudern gemeinſamer Uebelſtand, und die Verſchiedenheit 
beſteht nur darin, daß das eine oder das andere Land eine größere 
oder geringere Menge mehr oder minder gut arrondirter Ortſchaften, 
Einzelhöfe oder kleiner abgeſchloſſener Einzelwirthſchaften beſitzt. Bei 
Ortſchaften mit arrondirtem Grundbeſttz ſind in der Regel die Feld⸗ 
wege und Waſſeranlagen zweckmäßig beſtellt, doch kommen ſelbſt in 
dieſer Beziehung noch zahlreiche Ausnahmen vor und laſſen eine Ab⸗ 
hilfe als wünſchenswerth erſcheinen. An der Gemenglage des Grund⸗ 


beſitzes leiden die Länder mit höchſt entwickelter landwirthſchaftlicher 


ultur, Böhmen, Mähren, Schleſien, Ober: und Niederöſterreich, wie 
jene, welche in dieſer Beziehung am weiteſten zurückſtehen, wie Dal⸗ 
matten, Galizien und Bukowina, Küftenland und Krain; ſie kommt 
vor in ganz ebenen Gegenden, wie im March⸗ und Steinfeld in Nie⸗ 
deröſterreich, in den weiten Thälern Steiermarks, in den fruchtbaren 
Ebenen Böhmens und Mährens, nicht minder aber in den Hügelge⸗ 
genden Oberöſterreichs und in den ſchmalen Alpenthälern und auf den 
Berglehnen Salzburgs und Tirols, ſoweit hier die Culturfläche reicht. 
An den Uebelſtänden der Gemengwirthſchaft leiden eben ſo ſehr Ge⸗ 
meinden mit vorherrſchendem Großgrundbeſitz, wie in vielen Gegenden 
Böhmens, Niederöſterreichs, als ſolche, wo der bäuerliche und überhaupt 
der Kleinbeſitz ausſchließend vertreten iſt, wie in Thälern von Krain, 
Tirol u. ſ. w. 

Die Verſchiedenheit der Culturgattungen bringt inſofern Unter⸗ 
ſchiede hervor, als bei Culturen, welche nur Handarbeit erheiſchen, wie 
beim Weinbau, Obſtbau, bei Hopfenanlagen, Gartencultur u. dgl., ſelbſt 
bei kleinen und zerſtückelten Parcellen das Bedürfniß nach einer Ar⸗ 
rondirung minder zu Tage tritt, ſo daß aus dieſer Urſache, ſowie 
wegen der. größeren Schwierigkeit einer Schätzung des auf ſolchen 
Parcellen vorhandenen Werthcapitals (Weinreben, Bäume u. dergl.), 
derlet Parcellen ſeltener in eine Arrondirung einbezogen werden und 
daher insbeſondere auch von einem Arrondirungszwange ausgeſchloſſen 
find. Die oben erwähnten beſonderen Culturen ausgenommen, begrün- 
det der Unterſchied im Culturſtande der einzelnen öſterreichiſchen Län⸗ 
der in Bezug auf die Frage der Arrondirungsbedürftigkeit keine weſent⸗ 
lichen Unterſchiede. Im Allgemeinen kann behauptet werden: je mehr 
in ſchlecht arrondirten Feldmarken ungeachtet dieſes Uebelſtandes den⸗ 
noch die Landwirthſchaft fortſchreitet, um ſo lebhaſter wird das Be: 
dürfniß nach einer guten Arrondirung gefühlt. aber um fo ſchwieriger 
iſt ſte auch, da hier die Unterſchiede im Werthe der umzutauſchenden 
Parcellen um ſo größer ſind, wogegen in Gemeinden mit zurückge⸗ 
bliebenem Culturſtande das Bedürfniß nach Arrondirung minder ge⸗ 


fühlt wird, die Ausführung aber, wenn ſie dennoch, insbeſondere in 
Verbindung mit Gemeintheilungen in das Werk geſetzt wird, den da⸗ 
für beſtellten Commiſſionen ziemlich leicht gelingt, weil ſehr genaue 


Schätzungen und Vermeſſungen, wie ſie in hoch cultivirten Ländern 


bei jeder Commafſation vorgenommen werden müſſen, bei ſchlecht 
eultivirten und gleichmäßig beſtellten Gründen theilweiſe entbehrlich, 
jedenfalls minder koſtſpielig find. Wenn die Frage über die Arron⸗ 
dirungsbedürftigkeit in den einzelnen Ländern oder in einzelnen Ge⸗ 
meinden einer Unterſuchung unterzogen wird, darf man ſich nicht 
täuſchen laſſen durch allgemeine Durſchnittszahlen über die Größenver⸗ 
hältniſſe der Parcellen. Es gibt Gemeinden, wo die Durchſchnitts⸗ 
röße der Ackerparcellen eine ziemlich hohe — ſelbſt bis 8 Joch — 
ie Arrondirungsbedürftigkeit uichtsdeſtoweniger eine ſehr bedeutende 
iſt. Sie wird hier vor Allem begründet durch die Form der Par⸗ 
cellen. In den Gemeinden des Marchfeldes gibt es mehrere Joch 
große Parcellen, die eine halbe Meile lang und nur wenige Klafter 
breit ſind. 
durch den gänzlichen Mangel eines zweckmäßigen Netzes von Feldwegen 
und durch die Unmöglichkeit dasſelbe ohne Verbindung mit der Ar⸗ 
rondirung herzustellen. Die Ermittlung der in den einzelnen Ländern 
oder Landestheilen beſtehenden Gemenglage des Grundbeſitzes erſchien 
dem Ackerbauminiſterium ſelbſt ſchon für den Zweck der Geſetzgebung 
wünſchenswerth. Dieſe Ermittlung iſt in einzelnen Ländern in ſehr 
eingehender Weiſe geſchehen und hat ſelbſt dort, wo man Anfangs 
glaubte, daß der Grundbeſitz ziemlich gut arrondirt, ein Geſetz daher 
gar nicht nothwendig ſei, in zahlreichen Theilen dieſer Länder gerade 
das Gegentheil gezeigt. — Mit voller Sicherheit ſteht auf Grund 
dieſer Erhebungen feſt, daß die Arrondirungsbedürftigkeit in allen 
öſterreichiſchen Ländern ohne Unterſchied im hohen Grade vor⸗ 
handen iſt. Am deutlichſten wird dieſelbe durch zahlreiche Karten dar⸗ 
geſtellt, welche die Gemenglage des Grundbeſitzes, die unwirthſchaft⸗ 
liche Form der Parcellen. ſowie den gaͤnzlichen Mangel zweckmäßiger 
Feldwege zur Anſchauung bringen. Viele ſolche Karten find auch für 
die Wiener Weltausſtellung geſammelt worden. 

Der zweite Eingangs erwähnte Uebelſtand, die ſchädliche 
Art der Gemeinbenützung von Grund und Boden, kommt 
in einer doppelten Form zur Erſcheinung. Der Gemeinbenützung, ins⸗ 
beſondere jener durch gemeinſchaftliche Weide, unterliegen auch ſolche 
Grundſtücke, welche durch Umgeſtaltung in eine andere Cultursgattung 
— nämlich in Acker⸗ und Wieſenland — einen weit höheren Rein⸗ 
ertrag abwerfen würden, und wo es in der Regel nur einer zweck⸗ 
mäßigen Vertheilung bedarf, um dieſen Erfolg ſofort auch herbei⸗ 
zuführen. Bei einer anderen Art der Gemeingründe dagegen läßt ſich 
durch Umgeſtaltung in andere Eulturen, insbeſondere aber durch Ver⸗ 
theilung ein höherer Reinertrag in der Regel überhaupt nicht erzielen, 
wie bei Waldungen, bei Alpgründen; oder wenigſtens derzeit nicht, 
wie bei vielen anderen Weidegründen. Der Uebelſtand, welcher hier 
zu Tage tritt, liegt nicht in der Gemeinbenützung an ſich, ſondern in 
der ungeregelten Form derſelben. Was nun die erſte Art der ſchaͤd⸗ 
lichen Gemeinbenützung betrifft, die ſich in großen unvertheilten Hut⸗ 
weiden darſtellt, ſo bieten auch hier die einzelnen öſterreichiſchen Länder 
große Verſchiedenheiten dar. Am häufigſten kommen ſolche Hutweiden 
vor in ſüdlichen Ländern, Dalmatien, Küſtenland und Krain. In Dal⸗ 
matien iſt noch mehr als die Hälfte des geſammten Flächenmaßes 
aller Grundſtücke der gemeinſchaftlichen Weide unterworfen und zwar 
als ſogenannte Gemeingründe, an denen ſich ein Privateigenthum 
noch nicht ausgebildet hat. Die gemeinſchaftliche Weide kennt dort 
auch nur in ſeltenen Fällen einen Unterſchied zwiſchen Hutweide 
und Wald. Nur wenig beſſer ſind die Verhältniſſe im Küſtenlande 
und einem Theile von Krain. Die bekannte Verwilderung des Landes, 
die „Verkarſtung“, iſt in den ſüdlichen Ländern nur zu einem geringen 
Theile eine Folge der durch die Venezianer eingeleiteten Holzſchläge⸗ 
rungen zum Flottenbau, weit mehr iſt ſie verſchuldet durch die Ge⸗ 
meinbenützung aller Gründe zur Weide, und zwar theilweiſe zur Weide 


in ihrer verderblichſten Form, zur Ziegenweide. Große gemeinſchaft⸗ 


liche Hutweiden, deren Umgeſtaltung in andere Culturen ausführbar 
iſt, finden ſich aber auch noch in der Bukowina, in einzelnen Gegenden 
Galiziens, ferner, jedoch ſchon in bedeutend geringerer Ausdehnung, in 
einzelnen Gegenden Böhmens und Mährens, in Steiermark und Kärn⸗ 
ten, vereinzelt kommen ſie auch noch in den anderen Ländern vor. 
Die ungeregelte Form der Benützung ſolcher Gemeingründe, 
welche in eine andere Cultursgattung nicht umgeſtaltet werden können 
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Die Arrondirungsbedürftigkeit wird oft auch begründet. 


(Waldungen, Alpen u. dgl.), äußert ſich ſelbſt wieder in einer doppel⸗ 
ten Weiſe; entweder ſind die Beſitzverhältniſſe, die rechtlichen Bezie⸗ 
hungen der einzelnen Genoſſen, alſo die Nutzungsrechte nicht feſtge⸗ 
ſtellt und geordnet, oder es fehlt wenigſtens an Statuten, Einrich⸗ 
tungen oder Beſtimmungen, welche eine geregelte Verwaltung und 
eine zweckmäßige Benüßung möglich machen ſollen; häufig find beide 
Mängel vorhanden, der erſte wenigſtens niemals für ſich allein. Die 
Unterſchiede im Vorkommen dieſer Gebrechen ſind in den einzelnen 
öſterreichiſchen Ländern nicht ſo bedeutend, als es auf den erſten Blick 
ſcheinen möchte Allerdings iſt das Vorkommen von Gemeinwaldun⸗ 
gen, welche hier zunächſt in Frage kommen, in den einzelnen öſter⸗ 
reichiſchen Ländern in quantitativer Beziehung ein verſchiedenes, in 
qualitativer Beziehung zeigen dagegen die Gemeinwaldungen leider 
faſt überall dieſelben Gebrechen: ſelten ſind die Beſitzrechte vollſtändig 
geregelt, noch ſeltener aber ſind die Verwaltung und die Art der Aus⸗ 
nützung zweckmäßig geordnet. Die bedeutendſten einer Gemeinbe⸗ 
nützung unterliegenden Waldungen haben Dalmatien und das Küſten⸗ 
land; dieſen Ländern ſchließen ſich an Tirol, hernach die Bukowina, 
Galizien, Krain, Salzburg, Ober⸗Oeſterreich, Mähren u. a. In neue⸗ 
rer Zeit iſt in allen öſterreichiſchen Ländern die Zahl ſolcher Gemein⸗ 


waldungen, nicht unbedeutend vermehrt worden, in Tirol durch die 


Wälderpurification auf Grund der Verordnung vom Jahre 1847; 
in allen Ländern durch die Grundentlaſtung und die Verhandlung 
über die Ablöſung der Grundlaſten nach dem Patente vom 5. Juli 
1853 indem durch dic Grundentlaſtung bei vielen dieſer früher als 
Dominicalgut angeſprochenen Waldungen die ſtreitige Eigenſchaft 
eines Gemeinſchaftswaldes, oder des Nutzungseigenthums unter Ab⸗ 
löſung des früheren emphyteutiſchen Verbandes feſtgeſtellt wurde, durch 
letzere Verhandlungen aber viele Servitutswaldungen als Aequivalent 
für abgelöste Servituten ortſchafts⸗ oder gemeindeweiſe, oder an die 
Geſammtheit der Berechtigten abgetreten worden ſind. 

Leider wurden weder bei der Auflöſung früherer emphiteutiſcher 
oder grumdherrficher Verbände, noch bei der Zuweiſung ſolcher Wal⸗ 
dungen als Aequivalentswaldungen an die Geſammtheit der Berech⸗ 
tigten bei den Servitutsverhandlungen jene Vorſichten beobachtet, 
welche nothwendig ſind zur Erhaltung der Waldungen und Herbei⸗ 
führung einer pfleglichen Behandlung derſelben. Wenn nunmehr, nach 
den übereinſtimmenden Berichten aus allen Ländern, dieſe Wal⸗ 
dungen zu einem großen Theile einer ſchlechten Behandlung, nicht 
ſelten förmlicher Verwüſtung entgegen gehen, ſo fällt ein Theil der 
Schuld auch auf die Gefepgebung, welche es bei jenen Waldungen 
bisher eben wie bei den alt beſtehenden Gemeinwaldungen unterlaſſen 
hat, für eine Klarſtellung und Reguliruag der Nutzungsrechte als 
Grundbedingung jeder weiteren Wirthſchaftsbeſſerung und weiter für 
Erleichterung der Aufftellung ſtatutariſcher Beſtimmungen über die 
Verwaltung und Nutzbarmachung ſolcher Waldgründe Vorſorge zu 
treffen. Dieſes Verſchulden der Geſetzgebung wird erkärt, wenn auch 
nicht ganz gerechtfertigt dadurch, daß in Bezug auf jene Waldungen 
und Weidegründe in der Regel in erſter Linie eine noch dringendere 
Aufgabe zu löſen war, nämlich die Klarſtellung und thunliche Loͤſung 
der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Großbeſitzern einerſeits und den 
Kleinbeſitzern und Gemeinden andererſeits, oder wo gleichzeitig ver⸗ 
ſchiedenen Gemeinden auf denſelben Grundſtücken gemeinſchaftliche Be⸗ 
fie und Benützungsrechte zuſtanden, zwiſchen dieſen Gemeinden unter⸗ 
einander (ſogenannte General⸗Theilungen). Die Grundentlaſtung, die 
Ablöſung der emphyteutiſchen Nutzungsrechte, die Regelung der Wald⸗ 
und Weideſervituten im Wege der Ablöſung oder Regulirung, in 
Tirol die Wälderpurification, erſchienen zunächſt als die dringenderen Auf⸗ 
gaben und ſie waren es auch mit Rückſicht auf die vorliegenden Verhältniſſe. 

Der dritte in den Beſitzverhältniſſen gegründete Uebelſtand iſt 
die Belaſtung des Beſitzes mit Holzungs⸗ Weide-, Streubezugs⸗ und 
ähnlichen Rechten. Dieſe Belaſtung des Beſitzes iſt den oben beſchrie⸗ 
benen gemeinſchaftlichen Beſitz⸗ und Benützungsrechten für Holzung, 
Weide und Streubezug ähnlich und unterſcheidet ſich von letzteren 
Rechten formell nur dadurch, daß bei dieſen letzteren das Eigenthum 
des Grundes ſämmtlichen Theilhabern zuſteht, während bei der erſteren 
eine dritte on als Eigenthümer erſcheint, dem die übrigen Theil⸗ 
nehmer als nutzungs⸗ oder ſervitutsberechtigt gegenüberſtehen. In wirth⸗ 
ſchaftlicher Beziehung haben beide Beſitzformen im Weſentlichen die 
gleichen Nachtheile im Gefolge, indem beide die freie Wirthſchaft er⸗ 
ſchweren. Bei den Servituten drängte der Unterſchied in der ſocialen 
Stellung der Großbeſitzer als Verpflichtete auf der einen und der 


Kleinbeſitzer als Berechtigte auf der anderen Seite, ferner das auf 
Seite der Großbeſitzer und ihres Wirthſchaftsperſonales früher und 
mit größerer Stärke als auf Seite der Kleinbeſitzer hervortretende 
Bedürfniß, die Wirthſchaſt in rationeller Weiſe und den neuen An⸗ 
forderungen der Wiſſenſchaft entſprechend einzurichten, dahin, eine 
Löſung des Verhältniſſes durch eine gegenſeitige Auseinanderſetzung 
anzuſtreben, daher auch die Ablöſung oder Regulirung der Servituten 
früher durchgefuhrt wurde, als dies bezüglich der Gemeintheilung oder 
Regulirung der Gemeinrechte der Fall war. 

Die nach dem Patente vom 5. Juli 1853 gepflogenen Verhand⸗ 
lungen haben einen großen Theil der früheren Wald⸗ und Weideſer⸗ 
vituten bereits zur Ablöſung gebracht; immer aber blieb, insbeſondere 
in den Alpenländern, theilweiſe auch noch in Böhmen, Mähren, Schle⸗ 
ſien, Galizien und der Bucowina, ein nicht unbedeutender Reſt ſolcher 
Servituten, bei denen eine Ablöfung nach den Principten des Patentes 
vom 5. Juli 1853 nicht möglich war und wo die Regulirung ein⸗ 
treten mußte; die Wirthſchaftseinrichtung auf Seite der Berechtigten, 
zuweilen auch auf jener der Verpflichteten, war für eine Ablöfung noch 
nicht vorbereitet, daher, um den Hauptwirthſchaftsbetrieb nicht zu ge⸗ 
fährden, die Regulirung im Wege der Entſcheidung ausgeſprochen wurde, 
oder über Anſuchen der Verpflichteten ſelbſt und durch gegenſeitiges 
Uebereinkommen eintrat; die Ausmittlung entſprechender Aequivalente 
an Grund und Boden war nicht überall möglich; es war ſchwer, 
einen Berechtigten für einen unbedeutenden Holzbezug oder ein kleines 
Weiderecht mit Grund und Boden, ferne von ſeinem Wohnſitz zu ent⸗ 
ſchädigen; die nach dem Patente zu leiſtende Entſchädigung in Geld, 
nach den Durchſchnittspreiſen der Nutzungen in den Jahren 1836 bis 
1845, ſchloß eine allzugroße Unbilligkeit gegenüber dem ärmeren Theile 
der Bevölkerung, für den die Nutzungsrechte eine Exiſtenzfrage bildeten, 
in ſich, daher die Ablöſung auch aus dieſer Urſache in vielen Fällen 
gemieden werden mußte. Aber die ausgeſprochenen Regulirungen bleiben 
fortan ein Hemmſchuh in der Wirthſchaft und laſſen das Ziel der 
Bodencultur, nämlich das höchite Reinerträgniß, nicht erreichen, daher 
der Wunſch nach einer Aenderung durch Behebung dieſes Uebelſtandes 
ein ziemlich allgemeiner iſt Die einzelnen öſterreichiſchen Länder bieten 
hierin — ebenfalls mehr in quantitativer, als in qualitativer Bezie⸗ 
hung — große Verſchiedenheiten dar. In Salzburg nehmen die regu⸗ 
lirten Servituten faft noch zwei Drittel der Bodenerträgniſſe in Ans 
ſpruch; auch in Oberöſterreich, Steiermark, Kärnten, Tirol find ſehr 
viele, in anderen Ländern mehr oder weniger Servituten regulirt worden. 
In Dalmatien iſt das Patent vom 5. Juli 1853 nie eingeführt 
worden. 


(Schluß im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Berechtigung der politiſchen Behörde zweiter Inſtanz zur Siſtirung 

eines geſetzwidrigen Gemeindebeſchluſſes aus Anlaß der Beſchwerde 

der Partei gegen die ansdrückliche Paſſirung des Beſchluſſes ſeitens 
der Bezirkshauptmannſchaft. 


Der Gemeinde⸗Ausſchuß von A. hatte ein aus drei Perſonen 
beſtehendes Comité gewählt, das die Aufgabe hatte, über die künftige 
Gebarung mit dem dortigen Armenfonde zu berichten und Anträge 
zu ſtellen. Dieſem aus 7035 fl. beſtehenden Fonde war auch der 
Ke'ſche Stiftungsbetrag von 2712 fl. einverleibt, rückſichtlich deſſen 
laut Stiftbrief dem Pfarrer v. A. lediglich die Dispoſition zuſtehen 
ſoll, welch Nothleidenden ein Almoſen und wie viel zu erfolgen. 
Bisher ſtand der geſammte Armenfond unter der ausſchließlichen Ver⸗ 
fügung und Verwaltung des Pfarrers und nahm die Gemeinde hierauf 
keinerlei Einfluß. ueber Antrag des erwähnten Comité wurde vom 
Gemeinde⸗Ausſchuſſe am 15. Jänner 1871 beſchloſſen, die Ver⸗ 
waltung des Armenfonds ſollte ganz der Gemeinde und zwar in der, 
Art zufallen, daß das Einkommen des letzteren vom Gemeindecaſſier 
eincaffiet werde; der Pfarrer hingegen ſollte die engere Verwaltung 
dadurch vollziehen, daß er Beträge bis höchſtens 5 fl. beim Gemeinde⸗ 
caſſier anweiſe und daß dieſer fie auszahle. Höhere Beträge aber ſollten 
nur vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe bewilligt werden können. Der Pfarrer 
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widerſetzte ſich der Fondsübergabe. Während nun hierüber beim Lan⸗ 
desausſchuſſe eine Verhandlung anhängig war, wurde vom erſten Ge⸗ 
meinderathe Michael B. abermals eine Ausſchußſitzung am 16. Auguſt 
1871 anberaumt und in derſelben unter Annullirung des Beſchluſſes 
vom 15. Jänner 1871 beſchloſſen: Die Verwaltung des Armenfondes 
hätte wie bisher durch den Pfarrer zu geſchehen. 

Der Gemeindevorſteher von A. erftaltete nun hierüber an die 
Bezirkshauptmannſchaft die Anzeige. und bat um Annullirung dieſes 
Beſchluſſes, der ſowohl formell als auch materiell ungeſetzlich ſei (§88 40, 
51 und 54 tirol. Gem.⸗Ord.). 

Die Bezirkshauptmannſchaft trat dieſe Anzeige an den tiroliſchen 
Landesausſchuß zur geeigneten Verfügung mit dem Bemerken ab, daß 
fie keinen Anlaß finde, dieſen Ausſchußveſchluß als ungeſetzlich oder 
den Wirkungskreis der Gemeinde überſchreitend zu ſiſtiren. 

Seitens des Landesausſchuſſes wurde die Anzeige des Gemeinde⸗ 
vorſtandes dahin erledigt, daß der Landesausſchuß in den Beſtimmun⸗ 
gen des Gemeindegeſetzes ($$ 40 und 41) keinen Anlaß findet, den 
Beſchluß vom 16. Auguſt 1871 als illegal zu erkennen und ſomit 
zu annulltren, bis nicht weitere Anhaltspunkte gegeben werden, um 
die formelle Ungiltigkeit desselben zu conſtatiren reſp. zu begründen. 
Auch in meritoriſcher Beziehung wurde der gedachte Beſchluß als 
legal anerkannt. 

Der Gemeindevorſteher recurrirte nun gegen die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Verfügung an die Statthalterei; dieſe Behörde hielt 
ſich zur Entſcheidung competent und ſah ſich aus formellen und me⸗ 
ritoriſchen Gründen beſtimmt, die bezirkshauptmannſchaftliche Entſchei⸗ 
dung aufzuheben und den Gemeinde⸗Ausſchuß⸗Beſchluß vom 16. Auguſt 
1871 in zweiter Inſtanz zu ſiſtiren. 

Der hievon verſtändigte Landesausſchuß hat hierauf die Auge⸗ 
legenheit wegen vermeintlicher Competenzüberſchreitung ſeitens der 
Statthalterei dem Miniſterium des Innern vorgelegt, indem er hervor⸗ 
hob, daß der fragliche Beſchluß weder in formeller noch in meritori⸗ 
ſcher Hinſicht gegen die beſtehenden Geſetze verſtoße, und weiters ins⸗ 
beſondere betonte, daß die Statthalterei bei der durch das Verhalten 
der Bezirkshauptmannſchaft und durch die erfloſſene Entſcheidung des 
Landesausſchuſſes gewordenen Sachlage nicht mehr berechtigt war, von 
dem ſtaatlichen Interventions⸗ beziehungsweiſe Auffichterechte nach 
$ 92 der Gemeindeordnung Gebrauch zu machen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 14. Februar 1873, 
3. 322 in folgender Weiſe entſchieden: „Es unterliegt keinem Zwei⸗ 
fel, daß die Statthalterei das Recht hat, die Vollziehung eines vom 
Gemeinde⸗Ausſchuſſe gefaßten Beſchluſſes in Anwendung des § 92 der 
tirol. Gemeindeordnung zu unterſagen, wenn von hiezu berufenen 
Perſonen darüber Beſchwerde geführt wird, daß die Bezirksbehörde 
die ihr in jenem Paragraphe auferlegte Verpflichtung außer Acht ge⸗ 
laſſen hat und die Statthalterei die Beſchwerde begründet findet. 
Keinesfalls kann daher die Statthalterei dadurch, daß ſie die Voll⸗ 
ziehung des vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe zu A. am 16. Auguſt 1871 ge⸗ 
faßten Beſchluſſes unterſagt hat, ihren Wirkungskreis überſchritten 
haben, und nachdem gegen obige Statthaltereientſcheidung von com⸗ 
petenter Seite eine Beſchwerde nicht eingebracht worden, ſo kann die 
dieſe Angelegenheit betreffende Vorſtellung des Landesausſchuſſes für 
das Miniſterium um ſo weniger die Veranlaſſung ſein, an der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung etwas zu ändern, als der Gemeinde⸗Ausſchuß⸗ 
Beſchluß vom 16. Auguſt 1871 in der That mit Hintanſetzung der 
Vorſchriften der Gemeindeordnung herbeigeführt, alſo dabei gegen die 
beſtehenden Geſetze verſtoßen worden iſt.“ M. 


Notiz. 


(Zur Competenzver handlung nach dem Hofdeerete vom23. Juni 
1820, Nr. 1669 J. G. S.) Die Acten der beim Bezirksgerichte Mies verhandelten 
Rechtsſache der iſraelitiſchen Cultusgemeinde in Nedraſchitz gegen Samſon Grünhut 
peto. Beitragsleiſtung zu den Koſten des Vorbeters wurden vom Gericht erſter In⸗ 
ſtanz zur Entſcheidung der Frage: ob der Gegenſtand auf den Rechtsweg gehöre, dem 
böhmiſchen Oberlandesgerichte vorgelegt, welches die Statthalterei um ihr Gutachten 
anging und, da dasſelbe dahin lautete, daß die Sache ſich als eine rein innere Angele 
genheit der Cultusgemeinde darſtelle, die im Sinne des Art. 15 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1861, R. G. Bl. Nr. 142 von der Cultusgemeinde aus zu⸗ 
tragen ſei, nach dem Hofdecrete vom 23. Juni 1820, J. G. G. Nr. 1669 die Aeten 
mit der Erklärung, dieſer Anſicht beizutreten, der dritten Inſtanz vorlegte. 


Der k. k. oberſte Gerichtshof beſchloß am 11. Juli 1872, 3. 6948: „die Sache 
dem Gericht erſter Inſtanz zur Erledigung der angeregten Competenzfrage im eigenen 
Wirkungskreis zurückzuſtellen, weil das Hofdecret vom 23. Junt 1820, J. G. S. 
Nr. 1669, durch das über die Einrichtung und Organiſirung des Reichsgerichtes er⸗ 
laſſene Geſetz vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44 als aufgehoben erſcheint und 
die Gerichte verpflichtet ſind, die Grenzen ihrer Competenz von Amts wegen ſich 
gegenwärtig zu halten und innerhalb derſelben zu entſcheiden.“ 

Ferner hat der erſte Senat des k. k. oberſten Gerichtshofes in ſeiner Sitzung 
vom 27. September 1872, Z. 9420, nachſtehende Rechtzmaxime ausgeſprochen. 
„Durch das über die Einrichtung und Organiſirung des Reichsgerich⸗ 
tes erlaſſene Geſetz vom 18. April 1869, Nr. 44 R. G. Bl. iſt das vom Hofdecrete 
vom 23. Juni 1820, Nr. 1669 J. G. S. vorgeſehene Verfahren zur Löſung zweifel⸗ 
hafter oder ſtreitig gewordener Fragen der Competenz der richterlichen oder Admini⸗ 
ſtrativbehörden als aufgehoben zu betrachten. Die Gerichte haben ſelbſt im eigenen 
Wirkungskreiſe und im geſetzlichen Inſtanzenzuge die Grenzen der richterlichen Com⸗ 
petenz gegenüber jener der Adminiſtrativbehörden wahrzunehmen und zu beurtheilen, 
wobei ihnen nur unbenommen bleibt, behufs allenfalls erforderlicher Aufklärungen 
mit der bezüglichen Adminiſtrativbehörde gleichen Ranges Rückſprache zu pflegen.“ 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 7. April 1873, 3. 1313, an ſämmtliche 
Verghauptmannſchaften, betreffend die Leitung des Wahlaets der bergbaukundigen 
Beiſitzer fur die berggerichtlichen Senate. 


Das Ackerbauminiſterium findet ſich im Einverſtändniſſe mit dem Juſtizmini⸗ 
ſterium beſtimmt, den Erlaß des ehemaligen Miniſteriums für Landescultur und Berg⸗ 
weſen vom 5. Juni 1850, 3. 865 M. L. B. in jenen Beftimmungen (5, 7, 12), welche 
anordnen, daß der Wahlact bezüglich der für die berggerichtlichen Senate zu beſtellen⸗ 
den bergbaukundigen Beiſitzer und deren Stellvertreter durch den Berghauptmann 
perſönlich zu leiten iſt, dahin abzuändern, daß der diesbezügliche Wahlact nach Er⸗ 
meſſen des Berghauptmannes entweder von ihm, oder von dem im Bezirke des betreffenden 
Berggerichtes fungirenden Revterbergbeamten oder im Fall, als in einem ſolchen Be- 
zirke zwei oder mehrere Revierbeamte ſich befinden ſollten, von demjenigen Revierberg⸗ 
beamten zu leiten ſei, welcher von dem Berghanptmann hiezu delegirt wird. 


Erlaß des k. k. Ackerbauminiſters vom 1. Mai 1873, 3. 4709, an den Statt⸗ 
halter in Nieder⸗Oeſterreich, betreffend die Handhabung des niederöſterreichiſchen 
Landesgeſetzes über die Schonzeit des Wildes. 


Mit Hinblick darauf, daß, wie vielfach wahrzunehmen tft, unterſchkedslos 
Wild auch während der Schonzeit erlegt und auf den Markt gebracht wird, erſuche ich 
8 die geeigneten Verfügungen zu treffen, daß die unteren Behörden die 
ſtrenge Handhabung des Geſetzes vom 19. Februar 1873 ſich vor Augen halten und 
die hiezu nöthigen Mittel ergreifen. Auf dem Lande dürfte es ſich vorzüglich empfehlen, 
daß die Bezirkshauptmänner auf den Amtstagen ſowohl den Inhalt des Geſetzes über⸗ 
haupt den Gemeindevorſtehern zur Kenntniß bringen, als auch insbeſondere den Ein⸗ 
tritt der Schonzeit für die verſchiedenen Wildgattungen, fo wie das Ende derſelben 
promulgiren und die Gemeindevorſteher zur Ueberwachung der Hegezeit auffordern 
Namentlich aber iſt in den Städten, und vor Allem in Wien, auf die Wildprethändler 
ein aufmerkſames Auge zu halten, um im geeigneten Wege mit Verwarnungen vorzu⸗ 
gehen, ſodann gegen etwaige Contravenienten die Strafamtshandlung einzuleiten. 
Die Organe der öffentlichen Sicherheit wären insbeſondere zur Mitwirkung in diefer 
Richtung aufzufordern, und dürfte es ſich empfehlen, alljährlich den Eintritt und den 
Ausgang der Hegezeit für die verſchiedenen Wildgattungen durch eigene Kundmachun⸗ 
gen, denen im Wege der Tagespreſſe die thunlichſte Verbreitung zu geben wäre, zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 6. Mai 1873, 3. 4294 an die politiſchen 

Landesbehörden in Wien, Linz, Salzburg, Graz, Klagenfurt, Laibach, Vrünn, Trieſt, 

Prag, Troppau und Innsbruck, betreffend die Stempelbehandlung der Parteiein⸗ 
gaben und Amtsſchriften bei Setzung von Staumaßen. 


Im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzminiſterium wird zur Miniſterial⸗ 
verordnung, betreffend die Form der Staumaße und die bei deren Aufſtellung zu 
beobachtenden Vorſichten der k. k. Statthalterei (Landesregierung) eröffnet, daß die 
Parteieingaben in Betreff der Setzung von Staumaßen, wenn nicht in einem ſpe⸗ 
eiellen Falle einer der in der Tarifpoſt 44 aufgezählten Befreiungsgründe eintritt, 
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nach der allgemeinen Regel unter die Beſtimmung der T. P. 243 a des Gebühren⸗ 
geſetzes fallen, daher der Gebühr von 50 kr. per Bogen unterliegen; daß die Proto⸗ 
kolle, welche über die die Setzung der Staumaße betreffenden Verhandlungen aufge⸗ 
nommen werden, wenn ſie eine Rechtsurkunde enthalten, unter T. P. 79 a 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 13. December 1862 fallen, fonſt aber nach T. P. 79 e 2 bb dem Stempel 
von 50 kr. unterliegen und nur dann gebührenfrei find, wenn die Verhandlung nach 
98 der Vollzugsverordnung vom 20. September 1872 ohne ſchriftliches oder münd⸗ 
liches Parteieinſchreiten von Amtswegen lediglich im öffentlichen Intereſſe gepflo⸗ 
gen wird. 

Die Waſſerbücher und Waſſerkarten ſind dann kein Gegenſtand der Gebühr, 
wenn fie keine Parteterklärung oder Parteiunterfchrift enthalten. 

Dagegen unterliegen die Eingaben um die Eintragungen in dieſelben der 
Gebühr nach T. P. 43 a 2 des Geſetzes vom 13. December 1862. 

Bezüglich der Protokolle, welche aus dieſem Anlaſſe aufgenommen werden 
gilt das Obbemerkte. 5 

Die ämtlichen Entſcheidungen der politiſchen Behörden über die Setzungen 
von Staumaßen und Eintragungen in die Waſſerbücher find; kein Gegenſtand einer 
Gebühr. 


Die Finanz⸗Landes behörde iſt rückſichtlich der erwähnten Gebührenbehand⸗ 
lung zu verſtändigen. 


—3ñ : ßPN]k — — — 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Finanzprocurator Hofrath Dr. Hermann Ritter v. 
Gödel⸗Lanno y taffrei in den Freiherrnſtand erhoben. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath im Ackerbauminiſterium Dr. Jofeph 
Roman Lorenz zum Miniſterialrathe daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte in Budiſchau Johann Ka van das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Oberamtsdirectorsſtelle beim Trieſter Hauptzoll⸗ 
amte mit Zitel: und Rang eines Oberfinanzrathes dem Oberamtsdirector Jacob 
Rauch verliehen. 8 

> Seine Mafeftäl haben den Oberfinanzrath Franz v. Kraft im Ackerbaumini⸗ 
ſterium zum Rechnungsdirector ernannt und dem Rechnungsrathe daſelbſt Franz 
Dworzak taxfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obereinnehmer beim Trieſter Hauptzollamte Fer⸗ 
dinand Bonavpla anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerl. Rathes tax⸗ 
frei verliehen. 17 BER CS IIEDEN 
N Seine Majeſtät haben den Hauptmann Auguft Leng nick zum Conſervator 
der k. k. Schatzkammer ernannt. 

Deer Miniſter des Innern hat den Ingenieur Anton Pawkowski zum 
Oberingen eur, dann den proviſoriſchen Ingenieur der Güterdirection des gr. or. 
Religionsfonds Nicolaus Negrusz und die Bauadjuncten Karl H ofmann und 
Paul Humbert zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in der Bukowina ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Bauinſpector und proviſoriſchen Leiter der k. k. 
Dicafterialgebäude-Direstion in Wien Joſeph Weiß zum Director, den techniſchen 
Offietal Rudolf Pauk zum techniſchen Adjuncten und den mit Titel und Rang eines 
Rechnungsrathes bekleideten Kanzleiofficial Joſeph Schönbeck zum adminiſtrativen 
Adjuncten dieſer Direction ernannt. 0 

Der Ackerbauminiſter hat die Meiniſterialconcipiſten: Joſeph Sporn ra fft, 
Karl Freiherrn v. Suttner, Dr. Eugen Freiherrn v. Schloſſer und Dr. Emil 
Ritter v. Herzmauowsky zu Miniſterial⸗Viceſecretären; ferner folgende im Acker⸗ 
bauminiſterium in Verwendung ſtehende Beamte: den Bezirkscommiſſär Dr. Ernſt 
Freiherrn v. Exterde, den Conceptsprakticanten der nied. öſterr. Finanzprocuratur 
Dr. Friedrich Wildgans, die Conceptsadjuncten der nied. öſterr. Statthalterei 
Emerich Grill v. Warimfeld und Victor Freiherrn v. Hein, dann den Concepts⸗ 
prakticanten der Direction der Staatsſchuld Ludwig Deihän v. Hauzen zu Mi⸗ 
niſterialconcipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrath Joſeph Held, ſowie den Finanzrath Bernhard 
Czerkaner zu Oberrechnungsräthen, ferner die Rechnungsoffictale Franz Nawra⸗ 
til und Ferdinand Längle zu Rechnungsräthen ernannt. 


Erledigungen. 


Drei Regierungsconcipiſtenſtellen in Schleſien mit der 10. Rangsclaſſe mit den 
ſyftemmäßigen Bezügen eventuell drei Conceptsprakticantenſtellen mit 500 fl. Adfu⸗ 
tum. (Amtsblatt Nr. 138.) 5 

Statthalteretraths⸗ und Landesſanitätsreferentenſtelle bei der böhm. Statthal⸗ 
terei mit den Bezügen der VI. Rangsclaſſe, bis 22. Junt. (Amtsblatt Nr. 139.) 

Steben Poſtoffkeialsſtellen in Niederbſterreich mit je 700 fl., eventuell ſieben 
Poſtacceſſiſtenſtellen zweiter Claſſe mit je 500 fl., bis Mitte Julf. (Amtsbl. Nr. 139.) 
Bezirksarztesſtelle in Hermagor mit den Bezügen der neunten Rangclaſſe, bis 
Ende Juli. (Amtsblatt Nr. 140.) ; 

Hilfsämterdirectionsadjunctenſtelle bei der Landesregierung in Salzburg mit 
Titel: Director mit den Bezügen der neunten Rangaclaſſe, bis Ende Juni. (Amts⸗ 
blatt Nr. 140.) f 

Bezirk ftellen bei den Bezirkshauptmannſchaften in Aſch, Auſſig, Braun⸗ 
au, Chotebo msthal, Luditz, Melnik, Moldautein, Mühlhauſen und Policka 
in Böhmen, de Juni. (Amtsblatt Nr. 143.) 

Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte für Mähren mit den Bezügen der 

zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsblatt Nr. 145.) . 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


